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eine bessere Regulierung und eine langfristige Finanzierung für den Ausbau der 
Netzinfrastruktur“, sagen sie. „So können wir die die Fahrgastzahlen in den nächsten 
10 Jahren zu verdoppeln, die Herausforderungen des Klimawandels bewältigen und den 
Verkehrskollaps auf den Straßen verhindern.“ Die BAG SPNV plädiert außerdem für eine 
Regionalisierung der Infrastrukturmittel. „Trassenentgelte müssen dorthin zurückfließen, 
wo sie bezahlt werden“, so Wewers. Finanzierungsfragen bilden daher einen Schwerpunkt 
der letzten Ausgabe von „ÖPNV aktuell“ im alten Jahr. Die nächste Ausgabe erscheint am  
7. Januar 2010. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

	 POLITIK 	 Gutachten für Finanzministerium empfiehlt volle Umsatzsteuer im Nahverkehr und 
Kerosinbesteuerung auf Inlandsflügen.  Dass der Nahverkehr nur 7 statt 19 Prozent 
Mehrwertsteuer zahlt, lässt sich der Staat jährlich etwa 750 Mio. Euro kosten. Ein Auftrags­
gutachten für das Finanzministerium empfiehlt jetzt den Umbau der Subvention: Der 
Nahverkehr sollte künftig 19 Prozent abführen, genauso wie der öffentliche Fernverkehr oder 
wie andere Verkehrsträger. Zur Entlastung von Geringverdienern halten die Forscher direk­
te Transferzahlungen und Vorteile bei der Einkommenssteuer für besser. Die erwünschten 
Umwelteffekte könnten über Energiesteuern besser erreicht werden als über eine pauschale 
Förderung bestimmter Verkehrsträger. Zudem bemängeln die Gutachter, dass der Bund bislang 
nicht analysiert hat, wie sich Preiserhöhungen infolge einer Steuererhöhung auf die Nachfrage 
im Nahverkehr auswirken. Für innerdeutsche Flüge empfehlen die Gutachter die sofortige 
Besteuerung von Kerosin. 

Im Sender „RBB“ äußerte Hans-Werner Franz vom Verkehrsverbund Berlin-Branden
burg (VBB) die Befürchtung, dass eine Erhöhung der Umsatzsteuer unausweichlich zu 
Tarifsteigerungen und damit zu Kundenverlusten führen wird. Aufgrund ihrer Haushalts­
lage seien die Kommunen außerstande, den zusätzlichen Finanzierungsbedarf zu über­
nehmen. 2007 hatte der damalige Finanzminister Peer Steinbrück (SPD) bei drei großen 
Forschungsinstituten eine Untersuchung der 20 größten Steuersubventionen bestellt, die 
mit 18 Mrd. Euro etwa 85 Prozent aller Subventionen ausmachen. Das Finanzwissen
schaftliche Forschungsinstitut der Universität Köln (Fifo Köln), das Zentrum für Euro
päische Wirtschaftsforschung (ZEW) Mannheim und das Beratungsunternehmen Copen
hagen Economics empfehlen in ihrem Gutachten auch, die Zuschläge für Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit („SFN“) künftig der Lohnsteuer und der Sozialversicherung zu  
unterwerfen.� ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa 

Pendlerpauschale und niedrige Mehrwertsteuer auf dem Prüfstand.   Für den 
Vorsitzenden des Wissenschaftlichen Beirats beim Bundesfinanzministerium, Clemens 
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Fuest, sind die Sparziele des Bundes ab 2010 „nicht mit einem klassischen Sparprogramm“ 
zu erreichen. Wie Fuest der „Süddeutschen“ sagte, muss die Koalition die Mehrwertsteuer 
anheben und zahlreiche Subventionen abbauen, darunter die Pendlerpauschale, den 
ermäßigten Mehrwertsteuersatz sowie Vergünstigungen im Energie-, Umwelt-  
und Agrarbereich.� ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa 

Rechnungshof für Verländerung der Reg-Mittel und der Bundesstraßen.  Der 
Bundesrechnungshof empfiehlt dem Bund, die Zuständigkeit für die Regionalisierungsmittel 
an die Länder abzugeben und sie entsprechend finanziell auszustatten. Denn der Bund sei 
nicht in der Lage, den zweckentsprechenden Einsatz seiner Mittel zu kontrollieren. Die 
Empfehlung findet sich als Teilziffer 3.3.2 (4) im aktuellen Bericht des Bundesbeauftragten 
für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (BWV), der dem Rechnungshof angegliedert ist. 

Eine Verländerung wird auch für den größten Teil der heutigen Bundesstraßen empfohlen 
(Tz. 4.4.2). Der Bund solle nur die Zuständigkeit für die Autobahnen behalten. Auch bei der 
Schieneninfrastruktur gibt es zwischen den staatlichen Ebenen Diskussionen: Die Länder 
verlangen einerseits, dass der Bund den Netzausbau auch der nichtbundeseigenen Bahnen 
mitfinanziert. Zum anderen verlangen die Länder über die Bundesarbeitsgemeinschaft 
SPNV-Aufgabenträger (BAG SPNV), dass die Trassenentgelte aus SPNV-Bestellungen in die 
Netze der jeweiligen Besteller zurückfließen. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Steuerzahlerbund für Kürzung der Reg-Mittel – Auch 45a im Blick.  Der Bund der 
Steuerzahler verlangt eine Kürzung der Regionalisierungsmittel um 1 Mrd. Euro. Der 
Vorschlag ist Teil einer Streichliste im Gesamtvolumen von 24 Mrd. Euro. Damit antwortet 
der Verband auf die geplante Neuverschuldung des Bundes, die 2010 nach seinen Angaben 
auf den Rekordwert von 
100 Mrd. Euro, nach 
anderen Angaben auf 
86 Mrd. Euro steigen 
soll. Die Liste fordert 
weiter, alle Subventio­
nen pauschal um 10 
Prozent kürzen, da sie bei den Empfängern regelmäßig zu einem „unökonomischen Alimen­
tationsverhalten“ führen. Andere Ausgaben könne der Bund um 5 Prozent vermindern. 
Zusätzlich wird gefordert, das Konjunkturpaket II nicht voll auszuschöpfen. Daraus werden 
unter anderem Schienenprojekte finanziert. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

DIHK für Verzicht auf Subventionen und Steuervergünstigungen – „Bündnis für 
Wachstum und Solidität der Finanzen“.  Um Verbesserungen bei den Unternehmens- und 
Einkommenssteuern zu finanzieren, soll die Wirtschaft einem Verzicht auf Subventionen 
und Steuervergünstigungen zustimmen, sagte Martin Wansleben, Hauptgeschäftsführer 
des Deutschen Industrie- und Handelskammertags (DIHK), der „Rheinpfalz am Sonntag“. 
Im Gegenzug solle die Politik zu einem „Bündnis für Wachstum und Solidität der Finanzen“ 
bereit sein. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Kommunen rutschen vom Plus ins Minus.   Die Gemeinden und Gemeindeverbände 
in Deutschland (ohne Stadtstaaten) hatten in den ersten drei Quartalen 2009 ein kas­
senmäßiges Finanzierungsdefizit in Höhe von 6,7 Mrd. Euro (Vorjahr: 5,6 Mrd. Euro 
Finanzierungsüberschuss). Dies teilt das Statistische Bundesamt (Destatis) nach vorläufi­
gen und teilweise geschätzten Ergebnissen mit. Die Einnahmen der Kommunen schrumpf­
ten in den ersten drei Quartalen um 3,6 Prozent, vor allem durch einen Rückgang bei den 
Gewerbesteuern und bei den Investitionszuschüssen der Länder. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Regionalisierungsmittel nur bis 2014 sicher
Jahr 2008 2009 2010 2011 2012 2013 2014 

Mrd.
Euro 6.675,0 6.775,1 6.876,8 6.979,9 7.084,6 7.190,9 7.298,7

Quelle: Bundestag
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„Memorandum-Städte“ in NRW wollen überdurchschnittlich sparen – Sondersitzung 
des Landtags gefordert.  Die so genannten Memorandum-Städte im Ruhrgebiet und 
dem Bergischen Land wollen sich zu überdurchschnittlichen Einsparungen und zu höhe­
ren Belastungen ihrer Bürger verpflichten, sofern Nordrhein-Westfalen und die kommu­
nale Familie einen Entschuldungsfonds auflegen. Anders gebe es für die 18 Städte keine 
Chance mehr, jemals von ihren Altschulden herunterzukommen. Deren Ursache sei nur zu 
einem geringen Teil hausgemacht, überwiegend jedoch dem Strukturwandel und immer 
neuen Anforderungen durch Bund und Land geschuldet. Deshalb soll der Landtag die 
Kommunalfinanzierung in einer Sondersitzung behandeln. Die Memorandum-Städte den­
ken nicht nur an einen Ausgleich innerhalb Nordrhein-Westfalens, sondern auch auf eine 
Art „Solidaritätsbeitrag West“, den prosperierende Kommunen im Osten zahlen sollen. 

Fast alle Memorandum-Städte sind (Mit-)Eigentümer von Verkehrsunternehmen, die sie 
auch in Zukunft direkt betrauen wollen: Bochum (Bogestra), Bottrop (Vestische), Dortmund 
(DSW), Duisburg (DVG), Essen (Evag), Gelsenkirchen (Bogestra), Gladbeck (Vestische), 
Hagen (HST), Herne (HCR), Leverkusen (Wupsi), Mülheim (MVG), Oberhausen (Stoag), 
Recklinghausen (Vestische), Remscheid (SR), Solingen (SWS), Wesel (Rhenus-Veniro Niag), 
Witten (VER), Wuppertal (WSW Verkehr). � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Niedersachsen – 45a-Ausgleich bleibt auch nach 2013 den Unternehmen erhal­
ten.  Auch nach der Umstellung des Berechnungsschlüssels für den 45a-Ausgleich ab 2013 
in Niedersachsen (ÖPNV aktuell 103+104) bleiben die Mittel den Verkehrsunternehmen erhal­
ten. Das hat Landesverkehrsminister Jörg Bode (FDP) den Branchenverbänden zugesagt. Der 
neue Schlüssel könnte sich nach Vorstellungen des Gesamtverbandes Verkehrsgewerbe 
Niedersachsen (GVN) nicht nur nach der Anzahl der beförderten Schüler richten, sondern 
auch Fahrplankilometer, Vorhaltekosten und Einwohnerdichte berücksichtigen, außer­
dem auf flexible Bedienformen eingehen. GVN-Fachgruppenvorstand Karl Hülsmann und 
Geschäftsführer Bernward Franzky erkennen in der Zusage des Ministers die Chance, 
Mittelständler langfristig als Leistungsträger im ÖPNV zu erhalten. Die Aufgabenträger hat­
ten Interesse an einer Kommunalisierung der Mittel signalisiert. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Baden-Württemberg prüft Wechsel vom pauschalen SGB-Ausgleich zur Subjekt­
förderung – Pro Bahn dagegen.  Das Land Baden-Württemberg prüft, ob sich die pau­
schale Bezuschussung der Behindertenfreifahrt über den SGB-Ausgleich auf eine einkom­
mensabhängige Subjektförderung umstellen lässt. Einen entsprechenden Prüfauftrag hat 
die Haushaltsstrukturkommission dem Stuttgarter Sozialministerium erteilt, wie der 
Staatssekretär Dieter Hillebrand (CDU) der SPD-Landtagsfraktion offiziell mitgeteilt hat. 
Damit trat er Informationen entgegen, Baden-Württemberg setze sich im Bundesrat aktiv 
für die Abschaffung der Behindertenfreifahrt ein (ÖPNV aktuell 94/09). Hillebrand, der auch 
Landesbehindertenbeauftragter ist, betonte: „Ohne die Nutzung öffentlicher Transportmittel 
wäre die Teilhabe, insbesondere für mobilitätseingeschränkte behinderte Menschen, 
schwer zu verwirklichen.“ In Zeiten knapper Kassen sei es notwendig, Ineffizienzen und 
Doppelförderungen in der bisherigen Strukturförderung zu beseitigen. 

Pro Bahn lehnt eine solche Subjektförderung kategorisch ab. „Wie sollen Blinde einen 
Touchscreen-Automaten bedienen?“, fragt der Rechtsexperte des Fahrgastverbandes, Rainer 
Engel. Es fehlten aber nicht nur barrierefreie Geräte, sondern immer häufiger auch Schaffner 
in den Zügen von DB Regio. „Durch den Wegfall der Zugbegleiter werden weitaus höhere 
Beträge eingespart als durch die Freifahrt für Behinderte.“ � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Zukunft der S-Bahn Berlin weiter unklar – „Freiwillige Selbstverpflichtung“ als Ant­
wort auf EBA-Bescheid.   Mit einer Selbstverpflichtung versucht DB S-Bahn Berlin, die 
Betriebsgenehmigung über 2010 hinaus zu retten. Mit Verweis auf die weiterhin beste­
henden Sicherheitsbedenken hat das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) es abgelehnt, die 
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Genehmigung um 15 Jahre zu verlängern, sondern nur um ein Jahr. Diese Entscheidung 
ist jederzeit widerrufbar. Jetzt hat die S-Bahn zugesichert, alle kritischen Radsätze bis30. 
Juni 2010 auszutauschen. Um den Betrieb zu stabilisieren, kehren im kommenden Jahr 20 
Fahrzeuge der Baureihe 485 nach Berlin zurück. In neues Werkstattkonzept sieht vor, die 
Werkstatt Schöneweide „mindestens bis zum Auslaufen des Verkehrsvertrages 2017“ zu 
erhalten. Alle Werkstätten der betriebsnahen Instandhaltung erhalten wieder eine größere 
Eigenständigkeit. Nach Unternehmensangaben hat das EBA der Selbstverpflichtung bereits 
zugestimmt. Ohne „lange“ Betriebsgenehmigung hätte es der Senat wesentlich leichter, die 
S-Bahn zu kommunalisieren, wie von Finanzsenator Ulrich Nußbaum (parteilos, für SPD) 
vorgeschlagen. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msamsa

	INFRASTRUKTUR	 Schäuble für „Nachdenken“ über Pkw-Maut.   „Wie wir unsere Verkehrsinfrastruktur auf 
Dauer finanzieren, darüber werden wir allerdings nachdenken müssen“, hat Finanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU) jetzt im Interview der „Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung“ 
auf die Frage, ob eine Pkw-Maut zum Schuldenabbau nicht unausweichlich sei. „Das sage ich 
vor allem deshalb, weil wir aufgrund unserer geographischen Lage in der Mitte Europas ein 
Transitland sind.“ � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msamsa

Ramsauer für neue Schienenstrecken und mehr ÖPP – „Keine Denkverbote bei der 
Maut“.  Im Interview mit der „Süddeutschen“ hat sich Bundesverkehrsminister Peter 
Ramsauer (CSU) für einen „massiven Ausbau“, aber auch eine effizientere Nutzung des 
Schienennetzes ausgesprochen. Denn das Straßennetz könne den erwarteten Zuwachs 
im Güterverkehr nicht verkraften. „Wir müssen ihn deshalb möglichst vollständig auf die 
Schiene bringen ... Das heißt nämlich, dass wir unser Schienennetz effizienter nutzen und 
massiv ausbauen müssen. Zudem brauchen wir völlig neue Strecken.“ Allerdings müsse sich 
„jede Investition selbst rechnen“. Fernstraßen könnten einen Nutzen-Kosten-Faktor von 4,7 
vorweisen. 

Zur Finanzierung von Verkehrsprojekten setzt der Politiker verstärkt auf öffentlich-
private Partnerschaften (ÖPP). Bei der Maut dürfe es keine Denkverbote geben, in dieser 
Legislaturperiode seien eine Erhöhung der Lkw-Maut und die Einführung einer Pkw-Maut 
jedoch ausgeschlossen. 

Die Ankündigungen des Ministers zum Schienenausbau haben sofort Beifall bei der 
Allianz pro Schiene ausgelöst. Geschäftsführer Dirk Flege vermisst jedoch konkrete Vor­
schläge zur Finanzierung. ÖPP-Projekte aus dem Straßenbau seien „nicht ohne weiteres“ 
auf die Schiene übertragbar. Für einen massiven Ausbau der Schieneninfrastruktur hält er 
die Erhöhung der Lkw-Maut für erforderlich. Zugleich stellte sich die Schienenlobby gegen 
die Koalitionspläne, den Finanztransfer von der Straße auf die Schiene einzuschränken. Mit 
„inzestuösen Gedankenspielen“ für geschlossene Finanzierungskreisläufe, so Flege, verzich­
te die Politik auf ihre Gestaltungskraft. 

Neue Schienenprojekte stoßen nach Ansicht Ramsauers nicht nur auf Finanzierungs­
probleme, sondern zunehmend auch auf Akzeptanzprobleme bei den direkt betroffenen 
Bürgern. „Wenn man die Menschen vor Ort an einen Tisch holt, erspart man sich Unmut, 
Prozesse und letztlich auch Kosten.“ Ein solches Konsensmodell wurde beim geplanten 
Ausbau des Frankfurter Flughafens bereits ausprobiert, von der Politik in zentralen Punkten 
jedoch missachtet. 

Ramsauer: „Blamage für Bahnindustrie“.  Den Ausfall von ICE-Zügen wegen des 
Kälteeinbruchs vor Weihnachten nannte der Minister blamabel für die Hersteller, also vor 
allem Siemens und Bombardier. Die Deutsche Bahn (DB) machte die Zusatzprüfungen an 
den Achsen dafür verantwortlich, dass zeitweise nicht genügend Reservezüge zur Verfügung 
standen. Ein Sprecher hatte jedoch auch eingeräumt, dass die Fahrzeuge „nicht für sibirische 
Temperaturen“ gebaut seien. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa
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Korruption beim Schienenbau – Rechnungshof mit Kritik an BMVBS und DB Netz.  Der 
Bundesrechnungshof verlangt von Bundesverkehrsministerium (BMVBS), Unregelmäßig­
keiten und Korruption beim Schienenwegebau durch DB Netze künftig durch ein „strukturier­
tes Rückforderungsmanagement“ konsequent nachzugehen. Es gebe „vielen Fälle“ mit zum 
Teil „hohen Rückforderungsbeträgen“. Zwar habe das Eisenbahn-Bundesamt (EBA) seit 2000 
bereits 80 Mio. Euro zurückgefordert. Aber das EBA werde in der Regel erst aktiv, wenn es durch 
Prüfungsämter auf solche Fälle gehoben wird. Außerdem habe das Ministerium es bislang ver­
säumt, den grundsätzlichen Anspruch des Bundes auf Rückerstattung auch juristisch durch­
zusetzen, nachdem die DB  2005 ein gegenteiliges Rechtsgutachten vorlegte. Danach müssten 
die Infrastrukturunternehmen empfangene Zuwendungen bei „Korruptionsvorfällen“ in 
der Regel nicht zurückerstatten. „Spätestens seit diesem Zeitpunkt unterstützten sie die 
Aufarbeitung solcher Fälle durch das EBA nach dessen Einschätzung nur noch zögerlich“, 
schreibt der Rechnungshof. Das EBA wies die Vorwürfe zurück und wies zudem auf die erhebli­
chen DB-Anstrengungen zur Korruptionsbekämpfung hin, konnte damit die Kassenprüfer des 
Bundes jedoch nicht überzeugen. „Der Bundesrechnungshof erwartet, dass das Bundesamt 
die bekannt gewordenen Unregelmäßigkeiten systematisch aufarbeitet.“ Ungeachtet der 
DB-Anstrengungen zur Korruptionsbekämpfung sei „auch in Zukunft mit Unregelmäßigkeiten 
im zuwendungsgeförderten Schienenwegebau zu rechnen.“� ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Bundesnetzagentur verbietet überhöhte Stationspreise von DB Netze.  Bis zum 1. 
März 2010 soll DB Station & Service der Bundesnetzagentur darlegen, wie sie ab 1. Mai 
2020 ihre Preise für die Benutzung der Personenbahnhöfe gestalten will. Die eigentlich 
geplante Preisliste wurde für ungültig erklärt: Sie entspreche nicht den Vorschriften für 
einen diskriminierungsfreien Infrastrukturzugang. Obendrein werde nicht klar, wie die 
Preise gebildet wurden und welche Kosten sie widerspiegeln. Die Netzagentur erkennt 
unter anderem Hinweise darauf, dass Halte von Nahverkehrszügen überteuert, Halte von 
ICE's hingegen zu billig angeboten werden. Der (noch nicht rechtskräftige) Bescheid vom 
10. Dezember 2009 ist inzwischen im Internet abrufbar. Die Bundesnetzagentur gibt betrof­
fenen Eisenbahnunternehmen den Tipp, dass sie womöglich überhöhte Stationspreise 
womöglich auch zivilrechtlich für die Vergangenheit zurückfordern können. geltend machen 
können. Ein solches Verfahren ist bereits in zweiter Instanz vor dem Berliner Kammergericht 
anhängig. Es wird von der Landesnahverkehrsgesellschaft Niedersachsen (LNVG) unter­
stützt. Sollte sich die Netzagentur durchsetzen, wird davon mittelfristig auch der Fahrgast 
profitieren, ist sich der LNVG-Geschäftsführer Hans-Joachim Menn sicher. „Wir sind dann 
in der Lage, für das gleiche Geld mehr und bessere Leistungen zu bestellen.“ In diesem Jahr 
hat die LNVG nach eigenen Angaben für rund 260 Millionen Euro Zugleistungen im nieder­
sächsischen SPNV bestellt. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

	 KARRIERE	 Hochbahn sucht Busfahrer und Zugführer – auch für SPNV-Tochter Agilis.  Die Ham- 
burger Hochbahn sucht über ihre Homepage Zugfahrer und Busfahrer, außerdem für Agilis, 
die bayerische SPNV-Tochter der Expansionsholding Benex, Triebwagenführer, Servicekräfte 
sowie einen Betriebsleiter. Bei der Arbeitsagentur gibt ein anonymer Arbeitgeber mit derselben 
Adresse wie die Hochbahn an, man habe fünf Stellen für angehende Busfahrer frei, die man 
hausintern ausbilden wolle. Die Hochbahn hat nach eigenen Angaben 726 Omnibusse im Ein­
satz, die jährlich 46 Mio. Kilometer leisten. Sie werden bei der Tochter Fahrzeugwerkstätten 
Falkenried (FFG) gewartet. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Norddeutsche Großstadt – Neuer Werkstattchef, neue Strukturen.   Über einen Per­
sonaldienstleister sucht ein anonymes Werkstattunternehmen aus einer norddeutschen 
Großstadt einen neuen technischen Leiter. Das Unternehmen betreut als „Full-Service-
Dienstleister eines öffentlichen Nahverkehrsbetreibers“ circa 700 Busse. Im Kontakt mit der 
Muttergesellschaft soll der neue Manager die geplante Zentralisierung von Strukturen und 

http://www.bundesnetzagentur.de/media/archive/17902.pdf
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Prozessen in den fünf Werkstattbetrieben vorantreiben und ein Betriebsdatenerfassungs­
system einführen. Neben fachlicher Kompetenz wird von dem oder der Neuen verlangt, 
„schwierige Entscheidungen klar zu kommunizieren“. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Wettbewerbserfahrung wichtige Qualifikation für neuen Chef von Sweg und HzL.   Das 
Land Baden-Württemberg sucht über einen Headhunter einen neuen Vorstand Betrieb/
Technik für die gemeinsame Spitze der Südwestdeutschen Verkehrs-AG (Sweg) und der 
Hohenzollerischen Landesbahn (HzL). Der oder die Neue soll Verfahren und Prozesse opti­
mieren können, außerdem „Kenntnisse in der Preisfindung und Akquisition“ mitbringen. Denn 
„im vertrauensvollen Zusammenwirken mit zwei Vorstandskollegen“ besteht die Aufgabe 
auch darin, „strategische Überlegungen zur Positionierung und Teilnahme im Wettbewerb“ 
anzustellen. Die Stelle wird im Rahmen einer altersbedingten Nachfolgeregelung ausge­
schrieben. Bislang ist Vorstand Bernhard Strobel für den Bereich Betrieb/Technik zuständig, 
während sich Hans Joachim Disch um Unternehmensentwicklung und Personal kümmert 
und Johannes Müller um Finanzen, Absatz und Verkehr. An der HzL sind auch der Landkreis 
Sigmaringen und der Landkreis Zollernalb (Balingen) beteiligt. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Rüdiger Schmidt neuer Chef der URN – Horst Kummerow verabschiedet.  Die Unter- 
nehmensgesellschaft des Verkehrsverbundes Rhein-Neckar (URN) wird ab 1. Januar 2010 von 
Rüdiger Schmidt geführt.  Der ÖPNV-Experte wird bereits seit Oktober eingearbeitet. Zuvor 
leitete Schmidt die Tarifabteilung in der Abellio-Zentrale. Bis Ende 2008 war er vier Jahre lang 
Geschäftsführer des Unternehmerverbundes Nahverkehr Schleswig-Holstein (NSH). Die 
URN regelt die Einnahmenaufteilung unter den VRN-Unternehmen, wirkt an der Konzeption 
neuer Tarifangebote mit und ebenso an der Integration neuer Verkehrsunternehmen, sei es 
durch Wettbewerb, sei es durch Verbunderweiterung. Der VRN setzt stark auf Nettoverträge 
und damit das unternehmerische Engagement. 

Schmidt löst den URN-Gründungsgeschäftsführer Horst Kummerow ab, der in Ruhestand 
geht. Der URN-Aufsichtsratsvorsitzende Andreas Kerber, im Hauptberuf Chef des kommu­
nalen Rhein-Neckar-Verkehrs (RNV), und VRN-Geschäftsführer Werner Schreiner dankten 
ihm für sein Engagement bei der URN seit 1996. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

SSB beruft BSL-Berater Meier-Berberich als neuen kaufmännischen Vorstand.  Neuer 
kaufmännischer Vorstand der Stuttgarter Straßenbahnen (SSB) wird Jörn Meier-Berberich. Der 
45-jährige Mitbegründer des ÖPNV-Zweigs beim Beratungsunternehmen BSL Management 
Consultants tritt seine neue Aufgabe ab Mai zunächst als stellvertretender Vorstand an. Dann 
folgt er auf Vorstand Peter Höflinger (64), der zum 31. Juli 2010 in den Ruhestand tritt. Meier-
Berberich, der an der Uni Kiel studiert hat, gilt als Restrukturierungs- und Tarifexperte. Die 
Betrauung der SSB wurde Anfang November 2009 bis 2018 verlängert (ÖPNV aktuell 92/09). Die 
BSL-Gesellschafter haben ihre Anteile 2006 auf die englische Beratungsfirma Lloyd’s Register 
übertragen, um eine internationale Expansion voranzutreiben. Inzwischen ist BSL kein eigen­
ständiges Unternehmen mehr, sondern nur noch eine Lloyd’s-Marke. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Neuer Naldo-Chef kommt wieder von Aufgabenträger.  Neuer Geschäftsführer des 
Verkehrsverbundes Neckar-Alb-Bodensee (Naldo) wird Dieter Pfeffer. Der 52-jährige Lei­
ter des Verkehrsamts im Zollernalbkreis (Balingen) ist mit ÖPNV-Fragen bereits sehr gut 
vertraut. Er folgt auf Gründungsgeschäftsführer Wolfgang Lang (62), der Ende Juli 2010 in 
Ruhestand geht. Wie Pfeffer kam auch Lang von einem Aufgabenträger. Der Mischverbund 
Naldo versorgt 821.000 Einwohner in den Kreisen Reutlingen, Sigmaringen, Tübingen und 
Zollernalb mit neun Eisenbahn- und 220 Buslinien. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Neuer Chef von Saar-Pfalz-Bus lässt auf sich warten.  Bis Mitte Dezember wollte  
DB Stadtverkehr eigentlich einen neuen Geschäftsführer für den Saar-Pfalz-Bus benen­
nen, als Nachfolger für Dieter Grünewald (Grüne), der als Verkehrsstaatssekretär ins saar­
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ländische Umweltministerium gewechselt ist (ÖPNV aktuell 95/09). Doch die Personalie 
verzögert sich. Im Rahmen einer Nachfolgeregelung muss der Konzern im Frühjahr 
auch neue Chefposten beim Busverkehr Rhein-Neckar und beim Rhein-Nahe-Bus  
besetzen.� ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

	Lohn und Tarif	 Verdi: „Kommunen müssen Besitzstand bei Versorgerwechsel festschreiben“.  Die 
Gewerkschaft Verdi respektiert das Recht der Kommunen, die Betreiber ihrer Energienetze 
selbst zu bestimmen. Allerdings dürften die Beschäftigten des bisherigen Partners durch einen 
Wechsel keinerlei Nachteile erleiden. Der Besitzstand müsse in den neuen Konzessionen 
festgeschrieben, fordert Verdi-Bundesvorstand Erhard Ott. Er ist nicht nur für die Bereiche 
Ver- und Entsorgung zuständig, sondern auch für den Fachbereich 11 Verkehr. Auch die 
neue EU-Nahverkehrsverordnung 1370/07 gibt den Kommunen ein Wahlrecht bei der 
Versorgerwahl und ermöglicht zudem die Vorgabe von Sozialstandards.�ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

 	INTERNATIONAL 	 Kein Bus auf Malta am Silvesterabend – Busunternehmerprotest gegen Ausschrei­
bung.  Der Mittelmeerstaat Malta will seinen Nahverkehr auf der dicht besiedelten Hauptinsel 
(357.000 Einwohner auf 246 km² Fläche) radikal modernisieren und das Angebot dabei 
nahezu verdoppeln. Für dieses Ziel nimmt die christdemokratische Regierung schwere 
Konflikte mit den Busunternehmern in Kauf. Unterstützung finden sie bei den maltesischen 
Sozialdemokraten. Die beiden politischen Lager sind traditionell etwa gleich stark. Auf der 
Hauptinsel ist eine Ausschreibung in einem einzigen Los geplant. Dafür haben sich fünf von 
acht Bewerbern qualifiziert, größtenteils von Ausländern angeführte Konsortien.  

Verkehrsminister Austin Gatt will dem Gewinner des Zehn-Jahres-Vertrages eine ganze 
Reihe von Qualitätsvorgaben machen, zugleich aber auch unternehmerische Freiheit ein­
räumen. Das Angebot soll von 25 auf etwa 45 Mio. Fahrplankilometer ausgedehnt werden. 
Bei entsprechender Nachfrage soll der neue Partner in eigener Verantwortung Zusatzkurse 
anbieten können. 

Den Altbetreibern genügt das nicht. Sie fordern die angeblich versprochenen Direktver­
gaben ein. Doch bislang hält Minister Gatt an seinem Kurs fest. Denn größere Busunter­
nehmerkooperationen können keine Direktvergabe nach der EU-Verordnung 1370/07 erhal­
ten. Kleinere Zusammenschlüsse sind in seinen Augen einfach nicht stark genug, um die 
geforderte Qualitätsverbesserung zu leisten. Fürs kommende Jahr hat die Regierung eine 
Verkehrsuntersuchung angekündigt, um das neue Netz noch einmal anzupassen und dann 
in den Wettbewerb zu geben. 

Die Mittelständler sind erbost, ihre Assocjazzjoni Trasport Pubbliku (ATP) schaltet auf 
stur: In diesem Jahr sei es ihren etwa 400 Mitgliedern leider nicht möglich, Liniendienste am 
Silvesterabend anzubieten – auch dann nicht, wenn die Verkehrsbehörde Awtorita’ Dwar 
it-Trasport ta’ Malta (ADT) dafür bezahlt. Auf der Nachbarinsel Gozo (31.000 Einwohner auf 
67 km²) denkt der Minister dagegen laut über eine Direktvergabe an die Gozo Bus Owners 
Association (GBOA) nach. 

Am Ende des zehnjährigen Verkehrsvertrages soll es auf Malta nur noch etwa 270 
moderne Niederflurbusse in unterschiedlichen Größen mir Euro-IV-Motoren geben. Die 
aktuell 508 Einheiten sind nur jeden zweiten Tag im Einsatz. Die Fahrer/Unternehmer leis­
ten dabei in der Regel 16-Stunden-Schichten. Derzeit entspricht nur jeder vierte Bus den 
neuen Qualitätsstandards. Deswegen haben viele Bieterbündnisse auch Kfz-Importeure 
integriert, zum Teil auch IT-Firmen. Sie sollen beim Ausbau des E-Ticketings helfen. Wie die 
Verkehrsbehörde ADT mitteilt, haben sich fünf Konsortien qualifiziert: 

	•	 Transdev: Die Franzosen haben sich mit Betreiber des Citymautsystems in der Hauptstadt 
Valletta, CVA Technology, mit dem Ford-/Mazda-Importeur Gasan Gee Five und dem 
(Reise-)Busunternehmen Leo’s/Paramount verbündet. Transdev empfiehlt sich den 
selbstfahrenden Mittelständlern derzeit auf Informationsveranstaltungen als attraktiver 
Arbeitgeber. 
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	Arriva:•	  Die Briten haben sich mit einer Kooperation von etwa 200 der 400 ATP-Mitglieder 
zusammengetan, die als Malta Land Transport firmieren. Weitere Partner sind der italie­
nischen Mode- und Mischkonzern Fin-Part (u.a. „Cerruti“) und der King-Long-Importeur 
Tumas. 
	Monbus: •	 Die Spanier haben das Madrider Kommunalunternehmen Empresa Municipal 
de Transportes (EMT) und dem maltesischen Tata-Importeur FMC mit ins Boot geholt. 
Die spanischen Firmen •	 Llorente Bus und Avanza gehen gemeinsam ins Rennen. 
	•	 National Express schickt Nex Continental ins Rennen, die Holding der spanischen 
Aktivitäten, vornehmlich Alsa und Continental Bus. 
Drei weitere Interessenten hatten sich in Malta vorgestellt: der englische Verkehrskonzern 

Go Ahead; ein privat-öffentliches Bündnis aus Katalonien, bestehend aus Transports Metro
politans de Barcelona (TMB) und zwei Filialen der privaten Gruppe Moventis/Sarbus, 
sowie das Konsortium H-Bus Malta. Hier hatten sich neben maltesischen Firmen auch der 
US-amerikanische Nutzfahrzeughändler International Machinery sowie die ungarische 
Intertanker zusammengefunden (s.u.). � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

Bus-Kommunalisierung für Debrecen ein Erfolg.  Das ostungarische Debrecen (206.000 
Einwohner) hat jetzt den Durchgriff auf den kompletten Nahverkehr in der Stadt. Im Juli 
übergab die staatliche Hajdú Volán nach 60 Jahren den Stadtbusverkehr an Cívisbusz. Das 
Gemeinschaftsunternehmen des städtischen Tram-, Obus- und Parkhausbetreibers DKV 
mit der privaten Intertanker hatte sich in einer Ausschreibung durchgesetzt. Cívisbusz 
übernahm freiwillig auch Teile des Personals von Volánbusz. Wie die Stadt mitteilt, will sie 
ihren neuen Einfluss nutzen, um ein multimodales Verkehrssystem aufzubauen und es mit 
dem Umland zu vernetzen. Intertanker übernimmt die Wartung der bei Alfa Busz auf Volvo 
aufgebauten Fahrzeugflotte. Hajdú Volán bleibt nach eigenen Angaben in Debrecen präsent – 
mit Fernbuslinien ebenso wie im Mietbusgeschäft. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

National Express – Nach Kapitalerhöhung Ertragssteigerung im Blick.  Der mit 1,1 Mrd. 
GBP (1,2 Mrd. Euro) verschuldete Verkehrskonzern National Express (Nex) hat sich stabili­
siert – und die Cosmen-Familie weiter an Bord. 90 Prozent der Aktionäre haben den Bezug 
junger Aktien zugesagt, was dem Konzern etwa 400 Mio. Euro an neuem Eigenkapital zuführt. 
Auch die Cosmens stellen Geld bereit, obwohl der spanische Großaktionär eigentlich ein 
Zusammengehen mit Stagecoach favorisiert hatte, um die Dauerkrise zu beenden. National 
Express ist aber noch nicht über dem Berg: Der Börsenwert liegt derzeit unter 1 Mrd. GBP. 
Unter dem neuen Vorstandschef Dean Finch (ex Infrastrukturbetreuer Tube Line, ex First) 
bleibt es das zentrale Ziel von Nex, die Erträge zu steigern, insbesondere in Nordamerika. 
Dort wurden etliche Altverträge nicht wieder gewonnen. Umsatzeinbußen in Spanien 
konnten nach Konzernangaben durch Kostensenkungen mehr als wettgemacht werden, 
Einbußen im britischen SPNV durch staatliche Zahlungen abgefedert werden. Die Fernbusse 
in England konnten den Umsatz im vierten Quartal dank guter Auslastungssteuerung um 
4 Prozent steigern.� ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa

	 KORREKTUR 	 Longina Becken ist Thomas Beckens Nichte.  Ex-Arriva-Pressesprecherin Longina Becken 
ist die Nichte von Thomas Becken, nicht die Tochter, wie es irrtümlich in Ausgabe  
100/09 hieß. � ÖPNV aktuell | 28.12.2009 | msa
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